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BEGRÜNDUNG 

1 KONTEXT DES VORSCHLAGS 

• Gründe und Ziele des Vorschlags 
Der vorliegende Vorschlag der Kommission für einen Beschluss des Rates zielt darauf ab, die 
zwischen der Europäischen Union und mehreren WTO-Mitgliedern erzielten 
Ausgleichsabkommen förmlich zu schließen, um eine konsolidierte GATS-Liste spezifischer 
Verpflichtungen für alle Mitgliedstaaten zu erhalten, die der Europäischen Union 2006 
angehörten (im Folgenden „Abkommen“). 

Die Bedingungen, unter denen WTO-Mitglieder sich verpflichten, anderen WTO-Mitgliedern 
Marktzugang für ihre Dienstleistungen und Dienstleister zu gewähren, sind in ihren 
jeweiligen GATS-Listen spezifischer Verpflichtungen festgelegt. Die ursprüngliche Liste 
spezifischer Verpflichtungen der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EU-GATS-Liste“) stammt aus dem Jahr 1994 und bezieht sich nur auf die zwölf 
Mitgliedstaaten, die seinerzeit der Europäischen Union angehörten. Die dreizehn 
Mitgliedstaaten, die der Europäischen Union in den Jahren 1995 und 2004 beigetreten sind, 
haben ihre einzelstaatlichen GATS-Listen beibehalten, die vor ihrem Beitritt zur 
Europäischen Union angenommen worden waren. 

Um zu gewährleisten, dass diese dreizehn Mitgliedstaaten keine Verpflichtungen 
aufrechterhalten, die gegen geltendes Gemeinschaftsrecht verstoßen, und dass sie unter die in 
der EU-GATS-Liste festgelegten horizontalen Beschränkungen fallen, mussten die Änderung 
und Rücknahme bestimmter spezifischer Verpflichtungen in der EU-GATS-Liste und in den 
einzelstaatlichen GATS-Listen der dreizehn betroffenen Mitgliedstaaten notifiziert und diese 
einzelstaatlichen Listen mit der EU-GATS-Liste konsolidiert werden. 

Zu diesem Zweck notifizierte die Europäische Union der WTO am 28. Mai 2004 die 
Änderung und Rücknahme bestimmter Verpflichtungen, die in der EU-GATS-Liste und in 
den GATS-Listen der dreizehn betroffenen Mitgliedstaaten enthalten waren. Anschließend 
nahm die Europäische Union nach Artikel XXI GATS Verhandlungen mit achtzehn WTO-
Mitgliedern auf, die geltend machten, sie wären von diesen Änderungen und Rücknahmen 
betroffen. Bei diesen Verhandlungen einigte sich die Europäische Union gemäß den 
Schlussfolgerungen des Rates vom 26. Juli 20061 mit den betroffenen WTO-Mitgliedern über 
den zu gewährenden Ausgleich. Die notifizierten Änderungen und Rücknahmen wurden 
zusammen mit den vereinbarten Ausgleichsregelungen in die konsolidierte EU-GATS-Liste 
aufgenommen, deren Zertifizierung am 15. Dezember 2006 entsprechend den geltenden 
WTO-Bestimmungen abgeschlossen wurde. 

Damit wurde die Europäische Union das erste Mitglied der Welthandelsorganisation, das die 
GATS-Bestimmungen über die Änderung und Rücknahme von Verpflichtungen erfolgreich 
angewandt hat. Aufgrund der erfolgreichen Konsolidierung der EU-GATS-Liste konnten die 
Dienstleistungsverpflichtungen der EU in einem einzigen Papier zusammengefasst werden, 
das seinerzeit 25 Mitgliedstaaten abdeckte (im Folgenden „konsolidierte EU25-Liste“). 

Die vereinbarten Ausgleichsregelungen stellen ein zufriedenstellendes und ausgewogenes 
Verhandlungsergebnis dar und sollten daher im Namen der Europäischen Union genehmigt 
werden.  

                                                 
1 12019/06 Limited WTO 135 Services 34. 
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Daher legte die Kommission am 27. März 2007 den Vorschlag für einen Beschluss des Rates 
über den Abschluss der Abkommen vor.2  

Am 23. Juli 2007 einigte sich der Rat auf den Entwurf eines Beschlusses des Rates und der im 
Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten zur Genehmigung des 
Abschlusses der Abkommen im Namen der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten.3 

Am 11. Oktober 2007 billigte das Parlament den Abschluss der Abkommen im 
Konsultationsverfahren.4 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat der Rat den Abschluss der Abkommen, die nicht von allen 
betroffenen Mitgliedstaaten ratifiziert wurden, noch nicht genehmigt.  

Die Tatsache, dass die Abkommen noch nicht förmlich abgeschlossen wurden, behindert den 
Konsolidierungsprozess der EU-GATS-Liste in Bezug auf die Mitgliedstaaten, die der 
Europäischen Union nach 2006 beigetreten sind, da die WTO-Mitglieder, die angaben, von 
den Änderungen der Listen dieser Mitgliedstaaten betroffen zu sein, sich weigern, sich an 
diesem Verfahren zu beteiligen, bis der rechtliche Status der Abkommen geklärt ist. 

• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich 
Die Aushandlung und der Abschluss der Abkommen sind ein notwendiger Schritt, damit eine 
gemeinsame GATS-Liste für die gesamte Europäische Union in Kraft treten kann. Das 
Inkrafttreten der EU25-Liste ist einerseits erforderlich, um sicherzustellen, dass alle 
betroffenen Mitgliedstaaten unter dieselben horizontalen Beschränkungen fallen und dass ihre 
Verpflichtungen nicht gegen das geltende Gemeinschaftsrecht verstoßen, und andererseits, um 
weitere Konsolidierungsprozesse voranzubringen. 

• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen 
Die Abkommen stehen im uneingeschränkten Einklang mit der Politik der Europäischen 
Union und erfordern keine Änderung der Vorschriften, Regelungen oder Normen der EU in 
einem regulierten Bereich. Die Abkommen schützen die öffentlichen Dienstleistungen und 
haben keine Auswirkungen auf das Recht der Staaten, im öffentlichen Interesse Regelungen 
zu erlassen. 

2 RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND 
VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT 

• Rechtsgrundlage 
Am 18. Februar 2008 ersuchte die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union um 
ein Gutachten nach Artikel 300 Absatz 6 EG-Vertrag zur Frage, ob die Europäische Union 
über die erforderliche Kompetenz verfügt, die Abkommen allein zu unterzeichnen und 
abzuschließen. In seinem Gutachten 1/08 vom 30. November 20095 kam der Gerichtshof zu 
dem Schluss, dass die Abkommen nach den vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
geltenden Bestimmungen von der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten geschlossen 
werden mussten. 

                                                 
2 COM(2007) 154 final, im Rat verbreitet als 2007/0055 (ACC); 8121/07 LIMITE. 
3 Dok. 8123/07. Dieser Beschluss wurde noch nicht förmlich angenommen. 
4 P6_TA(2007)0424. 
5 EU:C:2009:739. 
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In seinem Gutachten 2/15 vom 16. Mai 20176 bestätigte der Gerichtshof, dass die EU nach 
den Regeln, die seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon bestehen, in allen Bereichen, 
die von dem mit Singapur ausgehandelten Abkommen erfasst werden, die ausschließliche 
Zuständigkeit besitzt; ausgenommen sind andere Investitionen als Direktinvestitionen und die 
Beilegung von Investor-Staat-Streitigkeiten mit den Mitgliedstaaten als Beklagten, welche 
nach Auffassung des Gerichtshofs in die geteilte Zuständigkeit der Europäischen Union und 
der Mitgliedstaaten fallen. Der Gerichtshof leitete die ausschließliche Zuständigkeit der EU 
aus dem Geltungsbereich der gemeinsamen Handelspolitik nach Artikel 207 Absatz 1 AEUV 
und aus Artikel 3 Absatz 2 AEUV (aufgrund der Beeinträchtigung bestehender gemeinsamer 
Regeln des Sekundärrechts) ab. 

Im Einklang mit dem Gutachten 2/15 ist davon auszugehen, dass alle von den Abkommen 
erfassten Bereiche ebenfalls in die Zuständigkeit der Europäischen Union und insbesondere 
unter Artikel 91, Artikel 100 Absatz 2 und Artikel 207 AEUV fallen.  

Die Abkommen sind von der Europäischen Union auf der Grundlage eines Beschlusses des 
Rates nach Artikel 218 Absatz 6 AEUV nach Zustimmung des Europäischen Parlaments zu 
schließen. 

• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)  
Die dem Rat vorgelegten Abkommen decken keine Bereiche ab, die nicht in die 
ausschließliche Zuständigkeit der Europäischen Union fallen. 

• Verhältnismäßigkeit 
Der Vorschlag für den Abschluss der Abkommen geht nicht über das hinaus, was erforderlich 
ist, um eine konsolidierte GATS-Liste für die gesamte Europäische Union zu erhalten. 

• Wahl des Instruments 
Dieser Vorschlag für einen Beschluss des Rates wird im Einklang mit Artikel 218 Absatz 6 
AEUV vorgelegt, dem zufolge ein Beschluss über den Abschluss des Abkommens vom Rat 
erlassen wird. Es gibt kein anderes Rechtsinstrument, mit dem die Ziele dieses Vorschlags 
erreicht werden könnten. 

3 ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER 
INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG 

• Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften 
Entfällt 

• Konsultation der Interessenträger 
Entfällt 

• Einholung und Nutzung von Expertenwissen 
Entfällt 

• Folgenabschätzung 
Entfällt 

                                                 
6 EU:C:2017:376. 
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• Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung 
Die Abkommen unterliegen nicht den REFIT-Verfahren. 

• Grundrechte 
Das vorgeschlagene Abkommen lässt den Schutz der Grundrechte in der Europäischen Union 
unberührt. 

4 AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 
Die Abkommen dürften sich nicht auf den EU-Haushalt auswirken. 

5 WEITERE ANGABEN 

• Durchführungspläne sowie Monitoring-, Bewertungs- und 
Berichterstattungsmodalitäten 

Entfällt 

• Erläuternde Dokumente (bei Richtlinien) 
Entfällt 

• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags 
Die Abkommen ermöglichen es, vierzehn der siebzehn GATS-Listen, die auf dem Gebiet der 
Europäischen Union gelten, in einem einzigen Text zu konsolidieren.
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2018/0384 (NLE) 

Vorschlag für einen 

BESCHLUSS DES RATES 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 91, Artikel 100 Absatz 2 sowie Artikel 207 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 
Buchstabe a Ziffer v, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments,  

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Vertrag über den Beitritt des Königreichs Norwegen, der Republik Österreich, der 
Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen Union trat am 
1. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Der Vertrag über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der 
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, 
der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der 
Slowakischen Republik zur Europäischen Union trat am 1. Mai 2004 in Kraft. 

(3) Artikel XX des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen 
(im Folgenden „GATS“) verpflichtet die WTO-Mitglieder, eine Liste der spezifischen 
Verpflichtungen aufzustellen, die sie nach Teil III GATS eingehen. 

(4) Die gegenwärtige Liste der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten umfasst nur 
die spezifischen Verpflichtungen der zwölf Mitgliedstaaten von 1994. Die 
einzelstaatlichen Listen spezifischer Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, die der 
Europäischen Union in den Jahren 1995 und 2004 beigetreten sind (im Folgenden 
„beigetretene Mitgliedstaaten“) wurden vor dem Beitritt dieser Länder angenommen. 

(5) Um sicherzustellen, dass die beigetretenen Mitgliedstaaten unter die Beschränkungen 
in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Europäischen Union fallen, und um 
die Vereinbarkeit mit dem geltenden Gemeinschaftsrecht zu gewährleisten, mussten 
bestimmte spezifische Verpflichtungen in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Europäischen Union und in den Listen der spezifischen Verpflichtungen der 
beigetretenen Mitgliedstaaten geändert oder zurückgenommen werden. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=41576&code1=INT&code2=&gruppen=Year:2018;Nr:0384;Code:NLE&comp=0384%7C2018%7C


 

DE 6  DE 

(6) Im Hinblick auf die Vorlage einer konsolidierten Liste notifizierte die Europäische 
Union am 28. Mai 2004 nach Artikel V GATS ihre Absicht, bestimmte spezifische 
Verpflichtungen in ihrer eigenen Liste und in den Listen der beigetretenen 
Mitgliedstaaten nach Artikel V Absatz 5 und Artikel XXI Absatz 1 Buchstabe b 
GATS zu ändern oder zurückzunehmen. 

(7) Nach erfolgter Notifizierung machten 18 WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, 
Brasilien, Kanada, China, das gesonderte Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und 
Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong (China), Indien, 
Japan, Korea, Neuseeland, die Philippinen, die Schweiz, Uruguay und die Vereinigten 
Staaten von Amerika (im Folgenden „betroffene WTO-Mitglieder“) nach Artikel XXI 
Absatz 2 Buchstabe a GATS Ansprüche auf Ausgleich geltend. 

(8) Die Kommission führte Verhandlungen mit den betroffenen WTO-Mitgliedern. Bei 
diesen Verhandlungen wurde eine Einigung über Ausgleichsregelungen für die am 
28. Mai 2004 notifizierten Änderungen und Rücknahmen erzielt. 

(9) Nach Abschluss der Verhandlungen wurde die Kommission mit den 
Schlussfolgerungen des Rates vom 26. Juli 2006 ermächtigt, die betreffenden 
Abkommen mit den einzelnen betroffenen WTO-Mitgliedern zu unterzeichnen. 
Zwecks Einleitung des in den geltenden WTO-Vorschriften festgelegten 
Zertifizierungsverfahrens übermittelte die Kommission dem WTO-Sekretariat am 
14. September 2006 den Entwurf der konsolidierten Liste. Das 
Zertifizierungsverfahren wurde am 15. Dezember 2006 abgeschlossen. 

(10) Die vereinbarten Ausgleichsregelungen sind ein zufriedenstellendes und 
ausgewogenes Verhandlungsergebnis. Die Ausgleichsabkommen sollten im Namen 
der Europäischen Union genehmigt werden – 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:  

Artikel 1 
1. Die Abkommen mit Argentinien, Australien, Brasilien, Kanada, China, dem 

gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), 
Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong (China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, 
den Philippinen, der Schweiz und den Vereinigten Staaten über die nach Artikel XXI 
GATS notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts der Tschechischen 
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der 
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik 
Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 
Union werden im Namen der Europäischen Union genehmigt. 

2. Die Abkommen nach Absatz 1 sind diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 
Der Ratspräsident bestellt die Person, die befugt ist, die Zustimmung der Europäischen Union 
zur Rechtsverbindlichkeit der Abkommen zum Ausdruck zu bringen. 
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Artikel 3 
Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft und wird im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am […] 

 Für den Rat 
 Der Präsident 

www.parlament.gv.at



 

DE   DE 

 

 
EUROPÄISCHE 
KOMMISSION  

Brüssel, den 8.11.2018  
COM(2018) 733 final 

ANNEX 1 

 

ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
 
 

 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=41576&code1=COM&code2=&gruppen=Code:COM;Year:2018;Nr:733&comp=733%7C2018%7CCOM


 

1 

 

AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Australiens andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von 

Artikel XXI des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 
(S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Australien zwei Interessenbekundungen 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/164 betreffend S/SECRET/8 und S/L/225 
betreffend S/SECRET/9). Die EG und Australien nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und 
S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Australien Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Australien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Australien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 
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Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Australien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

  

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

über die 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Australien übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/164 betreffend S/SECRET/8 und S/L/225 betreffend S/SECRET/9). Die EG und 
Australien nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI 
Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Australien Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Australien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
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Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Australien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Australien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9. Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Argentiniens andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von 

Artikel XXI des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 
(S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

 
zu den  

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Argentinien zwei Interessenbekundungen 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/175 betreffend S/SECRET/8 und S/L/228 
betreffend S/SECRET/9). Die EG und Argentinien nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und 
S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Argentinien Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Argentinien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Argentinien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 
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Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Argentinien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind.  

  

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift.   
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

über die 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Argentinien übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/175 betreffend S/SECRET/8 und S/L/228 betreffend S/SECRET/9). Die EG und 
Argentinien nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI 
Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Argentinien Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Argentinien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
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Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Argentinien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Argentinien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden.  

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

 

_______________

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift.   
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 

www.parlament.gv.at



  

 

 

11 

 

-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 
 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Brasiliens andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI 
des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) (S/L/80 vom 

29. Oktober 1999) 
 

zu den 
 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Brasilien zwei Interessenbekundungen 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/171 betreffend S/SECRET/8 und S/L/224 
betreffend S/SECRET/9). Die EG und Brasilien nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Brasilien Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Brasilien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Brasilien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Brasilien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
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GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 

www.parlament.gv.at



 

3 

 

Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Brasilien übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/171 betreffend S/SECRET/8 und S/L/224 betreffend S/SECRET/9). Die EG und Brasilien 
nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Brasilien Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Brasilien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
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GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Brasilien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Brasilien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
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 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
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Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 
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B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 
- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 

Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
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Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 

-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANNEX 4 

 

ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 

 
über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 

Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 
Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Kanadas andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI 
des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) (S/L/80 vom 

29. Oktober 1999) 
 

zu den 
 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 
Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Kanada zwei Interessenbekundungen 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/165 betreffend S/SECRET/8 und S/L/216 
betreffend S/SECRET/9). Die EG und Kanada nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Kanada Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Kanada keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Kanada 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Kanada erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
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GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Kanada übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/165 betreffend S/SECRET/8 und S/L/216 betreffend S/SECRET/9). Die EG und Kanada 
nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Kanada Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Kanada erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
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GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Kanada keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Kanada 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

 
_______________

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Chinas andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI 
des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) (S/L/80 vom 

29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte China zwei Interessenbekundungen nach 
Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/178 betreffend S/SECRET/8 und S/L/220 betreffend 
S/SECRET/9). Die EG und China nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und China Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
China keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und China vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und China erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
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GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 

www.parlament.gv.at



 

3 

 

Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. China übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/178 betreffend S/SECRET/8 und S/L/220 betreffend S/SECRET/9). Die EG und China 
nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und China Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und China erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und China keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und China 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 
 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Kolumbiens andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von 

Artikel XXI des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 
(S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

 
zu den 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Kolumbien zwei Interessenbekundungen 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/176 betreffend S/SECRET/8 und S/L/223 
betreffend S/SECRET/9). Die EG und Kolumbien nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und 
S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Kolumbien Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Kolumbien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Kolumbien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Kolumbien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
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Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Kolumbien übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/176 betreffend S/SECRET/8 und S/L/223 betreffend S/SECRET/9). Die EG und 
Kolumbien nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI 
Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Kolumbien Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Kolumbien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Kolumbien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Kolumbien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 
 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Kubas andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI des 

Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) (S/L/80 vom 
29. Oktober 1999) 

 
zu den 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der ersten Mitteilung übermittelte Kuba eine Interessenbekundung nach 
Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/174 betreffend S/SECRET/8. Bezüglich S/SECRET/9 
wurde keine Interessenbekundung vorgelegt. Die EG und Kuba nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Kuba Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Kuba vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Kuba erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt.  

                                                            
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Kuba übermittelte eine Interessenbekundung nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS 
(S/L/174) betreffend S/SECRET/8. Bezüglich S/SECRET/9 wurde keine Interessenbekundung 
vorgelegt. Die EG und Kuba nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 Verhandlungen nach Artikel XXI 
Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Kuba Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Kuba erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 

                                                            
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt. 

7. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Kuba 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

8.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten 

Beschränkungen, nämlich die Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, 
die Beschränkung hinsichtlich der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen, Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen, Vertretungen und 
Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf Investitionen nicht 
für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 
 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Ecuadors andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI 
des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) (S/L/80 vom 

29. Oktober 1999) 
 

zu den 
 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Ecuador zwei Interessenbekundungen 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/172 betreffend S/SECRET/8 und S/L/229 
betreffend S/SECRET/9). Die EG und Ecuador nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Ecuador Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Ecuador keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Ecuador 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Ecuador erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
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GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 

www.parlament.gv.at



 

3 

 

Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Ecuador übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/172 betreffend S/SECRET/8 und S/L/229 betreffend S/SECRET/9). Die EG und Ecuador 
nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Ecuador Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Ecuador erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Ecuador keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Ecuador 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Hongkongs, China, andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von 

Artikel XXI des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 
(S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Hongkong, China, zwei 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/170 betreffend 
S/SECRET/8 und S/L/219 betreffend S/SECRET/9). Die EG und Hongkong, China, nahmen in Bezug 
auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS 
auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Hongkong, China, Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Hongkong, China, keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit 
innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. 
Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Hongkong, China, 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 
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Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Hongkong, China, erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Hongkong, China, übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS (S/L/170 betreffend S/SECRET/8 und S/L/219 betreffend S/SECRET/9). Die EG 
und Hongkong, China, nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach 
Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Hongkong, China, Ausgleichsmaßnahmen für 
die im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I 
und II dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt 
ist, die zwischen der EG und Hongkong, China, erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI 
Absatz 2 Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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gehend auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen 
von Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten 
der Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Hongkong, China, keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Hongkong, 
China, vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

 

_______________

www.parlament.gv.at



  

 

 

5 

 

ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Indiens andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI 
des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) (S/L/80 vom 

29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Indien zwei Interessenbekundungen nach 
Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/163 betreffend S/SECRET/8 und S/L/221 betreffend 
S/SECRET/9). Die EG und Indien nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Indien Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Indien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Indien vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Indien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
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GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                            
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Indien übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/163 betreffend S/SECRET/8 und S/L/221 betreffend S/SECRET/9). Die EG und Indien 
nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Indien Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Indien erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 

                                                            
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Indien keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Indien 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 

 
 

www.parlament.gv.at



  

 

 

12 

 

Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 
 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Japans andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI 
des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) (S/L/80 vom 

29. Oktober 1999) 
 

zu den 
 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Japan zwei Interessenbekundungen nach 
Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/168 betreffend S/SECRET/8 und S/L/218 betreffend 
S/SECRET/9). Die EG und Japan nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Japan Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Japan keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Japan vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Japan erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
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GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                            
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Japan übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/168 betreffend S/SECRET/8 und S/L/218 betreffend S/SECRET/9). Die EG und Japan 
nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Japan Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Japan erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 

                                                            
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Japan keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Japan 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und der Republik Korea andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von 
Artikel XXI des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 

(S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte die Republik Korea (im Folgenden 
„Korea“) zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/173 
betreffend S/SECRET/8 und S/L/226 betreffend S/SECRET/9). Die EG und Korea nahmen in Bezug 
auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS 
auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Korea Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Korea keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Korea vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 
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Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Korea erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 
die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Die Republik Korea (im Folgenden „Korea“) übermittelte zwei Interessenbekundungen nach 
Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/173 betreffend S/SECRET/8 und S/L/226 betreffend 
S/SECRET/9). Die EG und Korea nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Korea Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Korea erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist 
ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach 
Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Korea keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Korea 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und Neuseelands andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von 

Artikel XXI des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 
(S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelte Neuseeland zwei Interessenbekundungen 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/167 betreffend S/SECRET/8 und S/L/222 
betreffend S/SECRET/9). Die EG und Neuseeland nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und 
S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Neuseeland Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument 
S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
Neuseeland keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit innerhalb der 
geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. Nach 
Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und Neuseeland 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und Neuseeland erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
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Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 

www.parlament.gv.at



 

3 

 

Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Neuseeland übermittelte zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/167 betreffend S/SECRET/8 und S/L/222 betreffend S/SECRET/9). Die EG und 
Neuseeland nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen nach Artikel XXI 
Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und Neuseeland Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und Neuseeland erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und Neuseeland keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die 
Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und Neuseeland 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und der Philippinen andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von 

Artikel XXI des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 
(S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der ersten Mitteilung übermittelten die Philippinen eine Interessenbekundung 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/179) betreffend S/SECRET/8. Bezüglich 
S/SECRET/9 wurde keine Interessenbekundung vorgelegt. Die EG und die Philippinen nahmen in 
Bezug auf S/SECRET/8 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und die Philippinen Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und den Philippinen 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und den Philippinen erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  
                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Die Philippinen übermittelten eine Interessenbekundung nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS (S/L/179) betreffend S/SECRET/8. Bezüglich S/SECRET/9 wurde keine 
Interessenbekundung vorgelegt. Die EG und die Philippinen nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und die Philippinen Ausgleichsmaßnahmen für die 
im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und 
II dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, 
die zwischen der EG und den Philippinen erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 
Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und den 
Philippinen vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

8.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 

www.parlament.gv.at



  

 

 

6 

 

Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 
 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und der Schweiz andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von 

Artikel XXI des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 
(S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

 
zu den 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 
Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der ersten Mitteilung übermittelte die Schweiz eine Interessenbekundung nach 
Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/162) betreffend S/SECRET/8. Bezüglich S/SECRET/9 
wurde keine Interessenbekundung vorgelegt. Die EG und die Schweiz nahmen in Bezug auf 
S/SECRET/8 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. Die Schweiz 
übermittelte ihrerseits einen Vermerk, in dem sie ihren Standpunkt in diesen Verhandlungen darlegte. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und die Schweiz Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und der Schweiz 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und der Schweiz erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Die Schweiz übermittelte eine Interessenbekundung nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a 
GATS (S/L/162) betreffend S/SECRET/8. Bezüglich S/SECRET/9 wurde keine Interessenbekundung 
vorgelegt. Die EG und die Schweiz nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 Verhandlungen nach 
Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und die Schweiz Ausgleichsmaßnahmen für die im 
Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II 
dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die 
zwischen der EG und der Schweiz erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und der Schweiz 
vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

8.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

 

_______________

www.parlament.gv.at



  

 

 

5 

 

ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 

www.parlament.gv.at



  

 

 

10 

 

- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANNEX 16 

 

ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und des Gesonderten Zollgebiets Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu andererseits nach 

Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) (S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der ersten Mitteilung übermittelte das Gesonderte Zollgebiet Taiwan, Penghu, 
Kinmen und Matsu eine Interessenbekundung nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS 
(S/L/169) betreffend S/SECRET/8. Bezüglich S/SECRET/9 wurde keine Interessenbekundung 
vorgelegt. Die EG und das Gesonderte Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu nahmen in 
Bezug auf S/SECRET/8 Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und das Gesonderte Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und 
Matsu Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und 
Änderungen vereinbart.  

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und dem Gesonderten 
Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander 
verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und dem Gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu erzielte 
Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre 
Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend 
auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten) Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Das Gesonderte Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu übermittelte eine 
Interessenbekundung nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/169) betreffend 
S/SECRET/8. Bezüglich S/SECRET/9 wurde keine Interessenbekundung vorgelegt. Die EG und das 
Gesonderte Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und das Gesonderte Zollgebiet Taiwan, Penghu, 
Kinmen und Matsu Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die Anhänge I und II dieses Berichts stellen zusammen mit 
dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht beigefügt ist, die zwischen der EG und dem 
Gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu erzielte Übereinkunft im Sinne des 
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Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist 
nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden 
Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte 
und Pflichten der Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und dem 
Gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen 
miteinander verschmolzen werden. 

8.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 
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Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
  

www.parlament.gv.at



  

 

 

9 

 

ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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ANNEX 17 

 

ANHANG 
 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 
 

über den Abschluss von Abkommen nach Artikel XXI GATS mit Argentinien, 
Australien, Brasilien, Kanada, China, dem gesonderten Zollgebiet Taiwan, Penghu, 

Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh), Kolumbien, Kuba, Ecuador, Hongkong 
(China), Indien, Japan, Korea, Neuseeland, den Philippinen, der Schweiz und den 

Vereinigten Staaten über die notwendigen Ausgleichsregelungen aufgrund des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Österreich, der Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union 
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AMTLICHE ÜBERSETZUNG 

Gemeinsames Schreiben der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits 
und der Vereinigten Staaten von Amerika andererseits nach Absatz 5 der Verfahren für die 

Durchführung von Artikel XXI GATS (S/L/80 vom 29. Oktober 1999) 

zu den 

für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 

 

Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V GATS 
(weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 vom 
12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen.  

Nach der Übermittlung der beiden Mitteilungen übermittelten die Vereinigten Staaten von Amerika 
(im Folgenden „Vereinigte Staaten“) zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 
Buchstabe a GATS (S/L/166 betreffend S/SECRET/8 und S/L/217 betreffend S/SECRET/9). Die EG 
und die Vereinigten Staaten nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 Verhandlungen 
nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 2004 
endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006). 
Bei diesen Verhandlungen haben die EG und die Vereinigten Staaten Ausgleichsmaßnahmen für die 
im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Rücknahmen und Änderungen vereinbart.  

Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation 
eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist zwischen der EG und 
den Vereinigten Staaten keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied ließ die Angelegenheit 
innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem Schiedsverfahren klären. 
Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich des Abschlusses der in den 
Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im Dokument S/SECRET/9 
vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

Der Bericht über das Ergebnis dieser Verhandlungen, der diesem Schreiben beigefügt ist, umfasst 
1. die in den obengenannten Notifikationen vorgeschlagenen Änderungen, 2. die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen für die im Dokument S/SECRET/8 notifizierten Änderungen oder 
Rücknahmen und 3. den Entwurf der konsolidierten Liste der spezifischen Verpflichtungen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen und der zwischen der EG und den Vereinigten 
Staaten vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

Dieses Schreiben stellt zusammen mit den Anhängen I und II des ihm beigefügten Berichts die 
zwischen der EG und den Vereinigten Staaten erzielte Übereinkunft im Sinne des Artikels XXI 
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Absatz 2 Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin 
gehend auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmen 
von Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte und Pflichten 
der Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt.  

Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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Bericht über das Ergebnis der nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) geführten Verhandlungen 

 
über die 

 
für die GATS-Listen der Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten (im 
Folgenden „EG“) vorgeschlagenen Änderungen zur Berücksichtigung des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Österreich, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zu den Europäischen Gemeinschaften 
 

Nach Absatz 5 der Verfahren für die Durchführung von Artikel XXI GATS („Procedures for the 
Implementation of Article XXI of the GATS“ – Dokument S/L/80 vom 29. Oktober 1999) legt die EG 
folgenden Bericht vor:  

1. Am 28. Mai 2004 und am 4. April 2005 übermittelte die EG zwei Mitteilungen nach Artikel V 
GATS (weitergeleitet als Dokument S/SECRET/8 vom 11. Juni 2004 und Dokument S/SECRET/9 
vom 12. April 2005), mit denen sie nach Artikel V Absatz 5 GATS und im Einklang mit Artikel XXI 
Absatz 1 Buchstabe b GATS ihre Absicht notifizierte, die spezifischen Verpflichtungen in der den 
Mitteilungen beigefügten Liste zu ändern oder zurückzunehmen (im Folgenden „vorgeschlagene 
Änderungen“). Die vorgeschlagenen Änderungen sind in Anhang I enthalten. 

2. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Notifikation übermittelten 
achtzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Chinesisch-Taipeh, Ecuador, 
Hongkong (China), Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Kuba, Neuseeland, die Philippinen, die 
Schweiz, Uruguay und die Vereinigten Staaten von Amerika (im Folgenden „Vereinigte Staaten“)) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS.  

3. Nach der Übermittlung der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen Notifikation übermittelten 
vierzehn WTO-Mitglieder (Argentinien, Australien, Brasilien, China, Ecuador, Hongkong (China), 
Indien, Japan, Kanada, Kolumbien, Korea, Neuseeland, Uruguay und die Vereinigten Staaten) 
Interessenbekundungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS. 

4. Die Vereinigten Staaten übermittelten zwei Interessenbekundungen nach Artikel XXI 
Absatz 2 Buchstabe a GATS (S/L/166 betreffend S/SECRET/8 und S/L/217 betreffend S/SECRET/9). 
Die EG und die Vereinigten Staaten nahmen in Bezug auf S/SECRET/8 und S/SECRET/9 
Verhandlungen nach Artikel XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS auf. 

5. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde der ursprüngliche Verhandlungszeitraum, der am 26. Oktober 
2004 endete, (im gegenseitigen Einvernehmen) fünfmal verlängert (bis zum 26. April 2005, bis zum 
27. Februar 2006, bis zum 1. Juni 2006, bis zum 1. Juli 2006 und schließlich bis zum 17. Juli 2006).  

6. Bei diesen Verhandlungen haben die EG und die Vereinigten Staaten Ausgleichsmaßnahmen 
für die im Dokument S/SECRET/8 enthaltenen Änderungen und Rücknahmen vereinbart. Die 
Anhänge I und II dieses Berichts stellen zusammen mit dem gemeinsamen Schreiben, dem der Bericht 
beigefügt ist, die zwischen der EG und den Vereinigten Staaten erzielte Übereinkunft im Sinne des 
Artikels XXI Absatz 2 Buchstabe a GATS in Bezug auf S/SECRET/8 dar.1 Diese Übereinkunft ist 

                                                           
1 Diese Übereinkunft ist nicht dahin gehend auszulegen, dass sie dem Ergebnis der im Rahmen der WTO 
geführten getrennten Gespräche über die Klassifizierung von Telekommunikationsdiensten 
(Basistelekommunikation und Mehrwertdienste) vorgreift. 
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nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Listen der für die EG und ihre Mitgliedstaaten geltenden 
Ausnahmen von Artikel II ändert. Sie ist ferner nicht dahin gehend auszulegen, dass sie die Rechte 
und Pflichten der Vertragsparteien nach Artikel VIII GATS berührt. 

7. Was das Verfahren anbelangt, das mit der im Dokument S/SECRET/9 enthaltenen 
Notifikation eingeleitet wurde, so wurde bis zum Ablauf der vorgesehenen Verhandlungsfrist 
zwischen der EG und den Vereinigten Staaten keine Einigung erzielt, und kein betroffenes Mitglied 
ließ die Angelegenheit innerhalb der geltenden Frist nach Absatz 7 des Dokuments S/L/80 in einem 
Schiedsverfahren klären. Nach Artikel XXI Absatz 3 Buchstabe b GATS kann die EG vorbehaltlich 
des Abschlusses der in den Absätzen 20-22 des Dokuments S/L/80 dargelegten Verfahren die im 
Dokument S/SECRET/9 vorgeschlagenen Änderungen und Rücknahmen durchführen. 

8. Angesichts dieser Sachlage werden die vorgeschlagenen Änderungen und die vereinbarten 
Ausgleichsmaßnahmen in den Entwurf der konsolidierten GATS-Liste der EG aufgenommen, der sich 
daraus ergibt, dass die bestehenden Verpflichtungslisten der EG und ihrer Mitgliedstaaten unter 
Einfügung sowohl der von der EG in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 notifizierten 
Änderungen oder Rücknahmen von Verpflichtungen als auch der zwischen der EG und den 
Vereinigten Staaten vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen miteinander verschmolzen werden. 

9.  Nach den Verfahren der Absätze 20 bis 22 des Dokuments S/L/80 übermittelt die EG bis 
14. September 2006 dem Sekretariat zwecks Weiterleitung den Entwurf der konsolidierten Liste zur 
Zertifizierung, sofern eine Übereinkunft mit allen betroffenen Mitgliedern unterzeichnet wurde oder 
die in Absatz 7 des Dokuments S/L/80 festgelegte Frist abgelaufen ist, ohne dass ein Schiedsverfahren 
beantragt wurde. Es ist vorgesehen, dass die Verhandlungsergebnisse nach Abschluss der 
Zertifizierungsverfahren zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, der von der EG nach Abschluss der 
gemeinschaftsinternen Genehmigungsverfahren mitgeteilt wird, um deren zügige Durchführung sie 
sich nach Kräften bemüht. Die in den Dokumenten S/SECRET/8 und S/SECRET/9 vorgeschlagenen 
Änderungen und Rücknahmen treten erst dann in Kraft, wenn alle Ausgleichsmaßnahmen in 
Anhang II in Kraft getreten sind. 

_______________
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ANHANG I 
 

A) Im Dokument S/SECRET/8 notifizierte Änderungen 
 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Marktzugangseintrag (Seite 9): „In allen EG-Mitgliedstaaten können Dienstleistungen, die auf 

nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Versorgungsleistungen angesehen werden, 
öffentlichen Monopolen oder privaten Betreibern gewährten ausschließlichen Rechten 
unterliegen.“ Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, 
Österreichs, Polens, Sloweniens, der Slowakei, Finnlands und Schwedens nicht enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Vertretungen und 

Repräsentanzen im Bereich der Erbringungsart 3 (Seiten 9 und 10). Dieser Eintrag war in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese 
Beschränkung gilt nun für alle Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 10). Dieser Eintrag war in der Liste der spezifischen Verpflichtungen 
der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, 
Sloweniens und der Slowakei nicht enthalten. Diese Beschränkung gilt nun für alle 
Mitgliedstaaten. 

 
 Beschränkungen der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 3 (Seite 13). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Österreichs, Sloweniens, der 
Slowakei, Finnlands und Schwedens war jeweils nur ein Teil der Beschränkungen enthalten, 
die in der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten in Bezug auf Subventionen im Bereich der 
Erbringungsart 3 aufgeführt waren. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Beschränkung der Inländerbehandlung in Bezug auf Subventionen im Bereich der 

Erbringungsart 4 (Seite 13). Die Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Ungarns, Maltas und der Slowakei enthielt nicht die in 
der Liste der EG und ihrer Mitgliedstaaten aufgeführte Beschränkung in Bezug auf 
Subventionen im Bereich der Erbringungsart 4. Diese Beschränkung wird nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Marktzugangsverpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4. Diese Verpflichtungen 

werden zurückgenommen. 
 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 - Unternehmensintern versetzte Personen (Seite 26). 

In der Liste der spezifischen Verpflichtungen der Tschechischen Republik, Lettlands, 
Litauens, Ungarns, Polens und der Slowakei war die Beschränkung, dass das aufnehmende 
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Rechtssubjekt im betreffenden Mitgliedstaat vergleichbare Dienstleistungen erbringen muss, 
nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Dienstleistungsverkäufer 

(Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Polens war die Beschränkung, dass 
diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sein dürfen, nicht enthalten. Diese 
Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangseintrag zu Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende – Gründung einer gewerblichen 

Niederlassung (Seite 30). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Litauens war die 
Beschränkung, dass diese Vertreter weder im Direktverkauf beschäftigt sein noch selbst 
Dienstleistungen erbringen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen 
Mitgliedstaat ausgeweitet.  

 
 Marktzugangsverpflichtungen Litauens in Bezug auf Erbringungsart 4 – Geschäftsreisende 

(Seite 32). Diese Verpflichtungen werden teilweise zurückgenommen. 
 
 Marktzugangsverpflichtungen Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 4 – Vertragliche 

Dienstleister (Seite 33). In der Liste der spezifischen Verpflichtungen Lettlands war die 
Beschränkung, dass die vorübergehende Einreise und der Aufenthalt in dem betreffenden 
Mitgliedstaat eine Dauer von insgesamt drei Monaten innerhalb von 12 Monaten nicht 
übersteigen dürfen, nicht enthalten. Diese Beschränkung wird nun auf diesen Mitgliedstaat 
ausgeweitet.  

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 

 Miet-/Leasingdienstleistungen ohne Crew/Führer - Luftfahrzeuge  (Seite 95). Die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 2 wird auf Estland, Litauen, 
Ungarn, Österreich, Slowenien, Finnland und Schweden ausgeweitet und die 
Marktzugangsbeschränkung im Bereich der Erbringungsart 3 wird auf Estland, Ungarn und 
Österreich ausgeweitet. 

 
 Dienstleistungen im Bereich industrielle Produktion (Seiten 109 und 110). Die 

Verpflichtungen in der Liste Lettlands, Litauens und Österreichs werden zurückgenommen. 
 
 Dienstleistungen im Bereich Bildung (Seite 156): Beschränkung auf „nur privatwirtschaftlich 

finanzierte Dienstleistungen“. Diese Beschränkung war nicht enthalten in der Liste Estlands, 
Lettlands, Litauens, Ungarns, Österreichs, Sloweniens (lediglich in Bezug auf 
Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung nicht enthalten) und der Slowakei. Diese 
Beschränkung wird nun auf diese Mitgliedstaaten ausgeweitet. Im Falle Sloweniens bezieht 
sich diese Ausweitung nur auf Dienstleistungen im Bereich Erwachsenenbildung.  

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) 

(Seiten 193, 213 und 217). Die Marktzugangsbeschränkungen, wonach „für die Verwaltung 
von offenen Investmentfonds und Investmentgesellschaften … die Gründung einer besonderen 
Verwaltungsgesellschaft erforderlich [ist]“ und wonach „als Verwahrstelle für Anteile an 
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Investmentfonds … nur Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz in der Gemeinschaft tätig 
werden [dürfen]“, die beide die Erbringungsarten 1 und 3 betreffen, waren in folgenden Listen 
nicht enthalten: in der Liste der Tschechischen Republik in Bezug auf Erbringungsart 3, in der 
Liste Estlands (weder in Bezug auf Erbringungsart 1 noch auf Erbringungsart 3 enthalten), in 
der Liste Lettlands in Bezug auf Erbringungsart 3, in der Liste Litauens in Bezug auf 
Erbringungsart 1, in der Liste Ungarns in Bezug auf Erbringungsart 3 und in der Liste der 
Slowakei in Bezug auf Erbringungsart 3. Diese Beschränkungen werden nun auf diese 
Mitgliedstaaten ausgeweitet. 

 
 Raumtransport.  Die Verpflichtung in der Liste Österreichs wird zurückgenommen. 

 
 Luftverkehr - Vermietung von Luftfahrzeugen mit Besatzung (Seite 246). Für Polen werden 

zwei Marktzugangsbeschränkungen eingeführt (eine in Bezug auf Erbringungsarten 1 und 2 
und eine andere in Bezug auf Erbringungsart 3).  

 
 Luftverkehr  – Verkauf und Vermarktung (Seiten 247 und 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Estlands war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
den CRS-gestützten Vertrieb von Luftverkehrsdienstleistungen durch ein CRS-
Mutterunternehmen betrifft.  

 
 Luftverkehr  – Computerreservierungssysteme (Seite 248). In der Liste der spezifischen 

Verpflichtungen Ungarns war die Beschränkung der Inländerbehandlung nicht enthalten, die 
die Verpflichtungen von Beförderungsmutterunternehmen oder beteiligten 
Beförderungsunternehmen in Bezug auf ein CRS betrifft, das durch eine 
Luftverkehrsgesellschaft aus einem oder mehreren Drittstaaten kontrolliert wird. 

 
 Hilfsdienstleistungen für alle Verkehrsträger – Frachtumschlagsdienste (Seite 259). Für 

Estland, Lettland und Litauen wurde eine Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Erbringungsart 3 eingeführt. 

 
B) Im Dokument S/SECRET/9 notifizierte Änderungen 

 
Horizontale Verpflichtungen 
 
 Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns und Maltas in Bezug auf 

Erbringungsart 4 (Seiten 25, 29 und 32 des Dokuments S/SECRET/8). Diese Verpflichtungen 
werden zurückgenommen. 

 
Sektorspezifische Verpflichtungen 
 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen – a) Beratung im Zusammenhang mit der 

Installation von Computerhardware (CPC 841) (Seite 82) – 
b) Softwareimplementierungsdienste (CPC 842) (Seite 83) – 
c) Datenverarbeitungsdienstleistungen (CPC 843) (Seite 85) – d) Datenbankdienste (CPC 844) 
(Seite 86). Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf 

www.parlament.gv.at



  

 

 

8 

 

Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung – b) FuE-Dienstleistungen im 

Bereich Sozial- und Geisteswissenschaften (CPC 852) (Seiten 89 und 90).  Die die 
Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen.  

 
 Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogene Dienstleistungen – 

i) Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung): a) Lebensversicherung und 
b) Sachversicherung (Seiten 211 und 212).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Bank- und sonstige Finanzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen) – 

x) e) begebbare Wertpapiere (Seite 223).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Zyperns in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen.  

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) (CPC 641, 642 und 643) (Seite 232).  Die die 

Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 
(unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) 
werden zurückgenommen. 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern (CPC 7471) (Seiten 233 und 

234).  Die die Inländerbehandlung betreffenden Verpflichtungen Maltas in Bezug auf 
Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte Personen, Geschäftsreisende und vertragliche 
Dienstleister) werden zurückgenommen. 

 
 Seeverkehrsdienstleistungen – ausgenommen Kabotage – a) Personenverkehr (CPC 7211); 

b) Frachtverkehr (CPC 7212) (Seite 242).  Die die Inländerbehandlung betreffenden 
Verpflichtungen Maltas in Bezug auf Erbringungsart 4 (unternehmensintern versetzte 
Personen, Geschäftsreisende und vertragliche Dienstleister) werden zurückgenommen. 
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ANHANG II 
 

AUSGLEICHSMASSNAHMEN DER EG  
 

 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkung in Bezug auf öffentliche 
Versorgungsleistungen 

- Fußnote zum Geltungsbereich, nach der diese Beschränkung nicht für 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie Computer- und verwandte 
Dienstleistungen gilt 

 
 Erbringungsart 3 betreffende horizontale Beschränkungen in Bezug auf Investitionen 

- Streichung der für AT im Bereich der Erbringungsart 3 geltenden Beschränkung der 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen von ausländischen 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

 
 Erbringungsart 4 für unternehmensintern versetzte Personen und Geschäftsreisende   

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ und im Abschnitt 
„Sektorspezifische Verpflichtungen“ in den Sektoren, in denen CY und MT 
Verpflichtungen im Bereich der Erbringungsart 3 eingegangen sind 

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Ingenieurdienstleistungen (CPC 8672) 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 2 

- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT & der SK hinsichtlich des Marktzugangs im 
Bereich der Erbringungsart 3 

- Verpflichtungen seitens CY und MT hinsichtlich der Inländerbehandlung im Bereich 
der Erbringungsart 3 

-  Streichung der für PT geltenden Beschränkung des Marktzugangs im Bereich der 
Erbringungsart 3  

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Integrierte Ingenieurdienstleistungen (CPC 8673): 

- Streichung der vom UK bei Erbringungsart 4 in Bezug auf vertragliche Dienstleister 
angewandten wirtschaftlichen Bedarfsprüfung 

- Verpflichtungen seitens der SK hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 3   

 
 Freiberufliche Dienstleistungen – Dienstleistungen von Städteplanern und 

Landschaftsarchitekten (CPC 8674): 
- Verpflichtungen seitens CY, der CZ, MT, PL, SI & der SK hinsichtlich des 

Marktzugangs und der Inländerbehandlung  im Bereich der Erbringungsart 3  
- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 

Inländerbehandlung in Bezug auf Dienstleistungen von Landschaftsarchitekten im 
Bereich der Erbringungsart 2  

 
 Computer- und verwandte Dienstleistungen 

- Aufnahme einer Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts 
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- Verpflichtungen seitens HU hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 1, 2 & 3 für CPC 845 und 849 

- Im Abschnitt „Horizontale Verpflichtungen“ in Bezug auf Erbringungsart 4 
Gewährung besserer Bedingungen für im Bereich Computer- und verwandte 
Dienstleistungen tätige vertragliche Dienstleister durch SE sowie neue, CPC 845 und 
849 betreffende Verpflichtungen seitens SE in Bezug auf vertragliche Dienstleister im 
Bereich der Erbringungsart 4 

 
 Werbung (CPC 871): 

- Verpflichtungen seitens CY, MT & PL hinsichtlich des Marktzugangs und der 
Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsart 1 

 Telekommunikationsdienste 
- Neue und verbesserte Verpflichtungen seitens der gesamten EG entsprechend ihrem 

überarbeitetem DDA-Angebot. 
-  Eine Klarstellung von FI, dass die drei speziell für das Land aufgeführten, 

Erbringungsart 3 betreffenden horizontalen Beschränkungen, nämlich die 
Marktzugangsbeschränkung für juristische Personen, die Beschränkung hinsichtlich 
der Inländerbehandlung für Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen, 
Vertretungen und Repräsentanzen und die Marktzugangsbeschränkung in Bezug auf 
Investitionen nicht für Telekommunikationsdienste gelten.  

- Eine Fußnote zur Klarstellung des Sachverhalts, wonach die Teilsektoren 2.C.h) bis 
2.C.m) der in MTN,GNS/W/120 enthaltenen Liste zur Klassifizierung der 
Dienstleistungssektoren (Mehrwertdienste) und die Teilsektoren 2.C.a) bis 2.C.g) 
dieser Liste hier enthalten sind. Teilsektor 2.C.o) dieser Liste ist ebenfalls hier 
enthalten, soweit er dieser Definition entspricht. Teilsektor 2C.n der genannten Liste 
(Online-Informations- und/oder Datenverarbeitung) ist in dieser Liste der 
Verpflichtungen in Punkt 1.B (Computer- und verwandte Dienstleistungen) enthalten.  

 
 Finanzdienstleistungen (Versicherungsdienstleistungen): 

- Streichung eines Teils der für die SK geltenden Beschränkungen des Marktzugangs 
im Bereich der Erbringungsart 3 

 
 Finanzdienstleistungen (Bankdienstleistungen) 

- FI: Änderung bei Erbringungsart 3, Erfordernis des ständigen Wohnsitzes 
(„Mindestens ein Gründer, ein Vorstandsmitglied, ein Aufsichtsratsmitglied und der 
Geschäftsführer müssen ihren ständigen Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft 
haben…“ anstelle von „Mindestens die Hälfte der Gründer, der Mitglieder des 
Vorstands, des Aufsichtsrates und der Vertreter, der Geschäftsführer, der 
Bevollmächtigte und der Zeichnungsberechtigte des Finanzinstituts müssen ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Gemeinschaft haben...“). 

 
 Hotels und Restaurants (einschließlich Catering) 

- Neuer (weniger restriktiver) Wortlaut in Bezug auf die in IT im Bereich der 
Erbringungsart 3 für Bars, Cafés und Restaurants geltende wirtschaftliche 
Bedarfsprüfung, einschließlich einer Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung 

 
 Dienstleistungen von Reiseagenturen und Reiseveranstaltern 
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-  Streichung der von der CZ bei Erbringungsart 3 angewandten wirtschaftlichen 
Bedarfsprüfung 

 
 Friseurleistungen 

- Verpflichtungen seitens der CZ, FI, HU und der SK hinsichtlich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung im Bereich der Erbringungsarten 2 & 3 
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Zur Bezeichnung der Mitgliedstaaten werden folgende Abkürzungen verwendet: 
 
 AT Österreich 
 BE Belgien 
 CY Zypern 
 CZ Tschechische Republik 
 DE Deutschland 
 DK Dänemark 
 EE Estland   
 EL Griechenland  
 ES Spanien 
 FI Finnland  
 FR Frankreich 
 HU Ungarn  
 IE Irland 

 IT Italien 
 LT Litauen  
 LU  Luxemburg 
 LV Lettland 
 MT Malta 
 NL Niederlande 
 PL Polen  
 PT Portugal 
 SE Schweden 
 SI Slowenien 
 SK Slowakische Republik 
 UK Vereinigtes Königreich 

 
 

__________ 
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